Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4409 


05.12. 75 

Fragen 

für die Fragestunden 

der Sitzungen des Deutschen Bundestages 


am Mittwoch, dem 10. Dezember 1975 
am Donnerstag, dem 11. Dezember 1975 


Seite 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 13 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 14, 17 *) 

Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 3, 17*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 2, 18*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 4, 19*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 5, 20 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 7, 20 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung - 8, 22 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 2, 22 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 

Gesundheit 10, 23*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr und für das Post- 

und Fernmeldewesen 11, 24*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 2, 29 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen . 3, 30 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie • 3, 30 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft . 12, 31*) 


•) Sdiriftliche Fragen gemäß IV, der Richtlinien 


Buchdruckerei Peter Meier. 5205 St. Augustin 1 «Buisdorf, Tel. (02241) *61071 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821 , Goethestraße 56. Tel. (02221) 363551 



Drucksache 7/4409 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1 . 


Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Steht die Bundesregierung noch zu ihrer mehrmals 
definitiv erklärten Aussage, daß der Kanzlerreferent 
Guillaume nicht vor Verbüßung seiner zu erwarten- 
den Haftstrafe ausgetauscht wird, und wird sie dem 
Bundespräsidenten auch nicht eine Begnadigung 
empfehlen oder Vorschlägen? 


2. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung die mehrfache 
Veröffentlichung offensichtlich vertraulicher Er- 
mittlungsergebnisse in der Strafverfolgungssache 
gegen die anarchistische Baader-Meinhof-Gruppe 
im Springer-Blatt „Welt“, und ist die Information 
richtig, daß diese Ermittlungsergebnisse nur einer 
kleinen Zahl von Mitarbeitern der Strafverfolgungs- 
behörden bekannt waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


3. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Verfügt die Bundesregierung über Informationen, 
wonach von Kürzungen innerhalb des Verteidigungs- 
haushalts Großbritanniens auch der entsprechende 
Anteil des Landes an dem MRCA-Projekt betroffen 
ist? 


4. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie wül der Bundesverteidigungsminister den Wett- 
bewerb von Anbietern aufrechterhalten und billigere 
Angebote sichern, wenn bei Inneneinrichtungen 
von Garnisonen, z. B, Speisesaalstühlen, schutz- 
rechtbehaftete Erzeugnisse in der Ausschreibung 
zwingend vorgeschrieben werden und andere, 
billigere Vergleichserzeugnisse nicht gestattet sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


5. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Richtlinien für 
die Vergabe von Wohnungsfürsorgemitteln (insbe- 
sondere Famüienheimdarlehen) so zu verändern, 
daß die im Zuge der Sparmaßnahmen erheblich 
reduzierten Mittel vorwiegend den Beziehern 
kleiner und mittlerer Einkommen zur Verfügung 
stehen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

6. Abgeordneter 

Dr. Riedl Wieviel in der Bundesrepublik Deutschland ein- 

(München) schließlich dem Land Berlin hergestellte Spiel- und 

(CDU/CSU) Fernsehfilme hat das Ostberliner Fernsehen seit 
seinem Bestehen jährlich ausgestrahlt — im Jahr 
des Inkrafttretens des Grundvertrages aufgegliedert 
in die Zeit vor und nach seinem Inkraftreten — , und 
welche Auswahlkriterien werden dabei, insbeson- 
dere auch hinsichtlich der Arten von Filmen, die 
nicht erworben wurden, beachtet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

Wie beurteilt die Bundesregierung die neuerlich in 
der Presse wiederholten Behauptungen, für die 
Entwicklung wenig aussichtsreicher Raketen wür- 
den erhebliche Geldmittel aufgewandt, während 
indessen für die aussichtsreichere Entwicklung 
einer „Billigrakete“ keinerlei Interesse gezeigt 
würde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter Erstreckt sich der Geltungsbereich des Gesetzes 

Dr. Sperling zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften über 

(SPD) die Beschäftigung Radikaler im öffentlichen Dienst 

auch auf Mitarbeiter staatlicher Stellen, die nur 
während der Ferienzeit, z. B. für vier Wochen, 
für untergeordnete Tätigkeiten eingestellt werden, 
und lohnt in solchen Fällen der Verwaltungsauf- 
wand für die entsprechende Überprüfung der einzu- 
stellenden Personen, ob sie ständig und immer die 
Gewähr bieten, aktiv für die freiheitlich demo- 
kratische Grundordnung einzutreten? 

9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die franzö- 

Dr. Gölter sische Regierung im Elsaß als Standorte für Kern- 

(CDU/CSU) kraftwerke außer Fessenheim die Gemarkungen von 

Lauterburg, Gerstheim, Sundhausen und Marckolz- 
heim in Aussicht genommen hat, und sieht die 
Bundesregierung eine Möglichkeit, bezüglich der 
einzelnen sich aus dieser Planung ergebenden 
Probleme, z. B. an der elsässisch/pfälzischen Grenze 
zu einer Übereinkunft mit der französischen Re- 
gierung zu kommen? 


10. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach durch die in 
Schäfer der Tageszeitung „Die Welt“ veröffentlichten In- 

(Appenweier) diskretionen über ein angebliches Geständnis des 
(SPD) „Bombenbastlers“ Hoff Ermittlungen gegen Terro- 

risten gefährdet seien, und wenn ja, beruht dies auf 
Indiskretion von Bundesbediensteten, und hat sie 
bereits sich daraus ergebende entsprechende Maß- 
nahmen veranlaßt? 


7. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 
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1 1. Abgeordneter Wann wird der Strahlenschutzassistent, der zur Zeit 
Dr. Haenschke schon in den deutschen Kernforschungszentren 
(SPD) ausgebildet wird, anerkannter Ausbildungsberuf? 


12. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Wie viele Beamte des Bundesgrenzschutzes sind z. Z. 
dem neu errichteten Grenzschutzkommando West 
unterstellt, und wie hoch wird sich die Personal- 
stärke des Grenzschutzkommandos West im End- 
ausbau belaufen? 


13. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Von welchen Standorten wurden und werden die 
Beamten für das Grenzschutzkommando West ab- 
gezogen, und wie werden die hierdurch im Grenz- 
bereich entstandenen oder entstehenden Personal- 
lücken geschlossen? 


14. Abgeordneter Wie ist der Stand der Beratungen zur Einbeziehung 
Dr. Wernitz der Zollverwaltung in ein fortgeschriebenes Sicher- 

(SPD) heitsprogramm? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach im Bundes- 
Dr. Althammer haushalt 1975 bei sparsamer Wirtschaftsführung 

(CDU/CSU) ein Betrag von rund 2 Milliarden DM übrig bleiben 

könnte? 


16. Abgeordneter 

Dr. Althammer 
(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung verhindern, daß zum 
Jahresende 1975 von den einzelnen Bundesministe- 
rien und Bundesämtern, um Haushaltsreste zu ver- 
meiden, nicht zwingend notwendige Ausgaben 
gemacht werden? 


17. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung im Falle der 
HÖcherl Geltendmachung einer steuermindernden außerge- 

(CDU/CSU) wöhnlichen Belastung nach den §§ 33, 33a EStG 

die Frage der Bedürftigkeit bei Unterhaltsleistungen 
für Angehörige in der DDR? 


18. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Unterstellung einer 
steuerlich relevanten Bedürftigkeit für Angehörige 
in der DDR im Hinblick auf den Grundlagenvertrag 
vom 21. Dezember 1972 für bedenklich, wie es das 
Finanzgericht Berlin im Urteil vom 6. Dezember 
1974 (Entscheidung der Finanzgerichte 1975, 
S. 315) vertreten hat? 


19. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Bayerische 
Schöfberger Staatsbürgerliche Vereinigung e. V., als ,gemein- 

(SPD) nützig* und daher förderungswürdig anerkannt ist? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


20. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung die erheblichen Preis- 
unterschiede bei Benzin, selbst der gleichen Marke, 
innerhalb enger Regionen und die dadurch ent- 
stehenden unterschiedlichen Belastungen der Ar- 
beitnehmer in Klein- und Großstädten bekannt, 
und hat die Bundesregierung Möglichkeiten, gegen 
regional überhöhte Kraftstoffpreise vorzugehen, 
um die Arbeitnehmer in den ländlichen Räumen vor 
ungebührlichen finanziellen Belastungen zu be- 
wahren und die Abwanderung der Tankstellen- 
kunden zu billigeren Großstadtangeboten zu ver- 
hindern? 


21. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Mit welchem Einsatz heimischer Steinkohle in 
Kraftwerken, mit weichem Strombedarf sowie mit 
welcher Kapazitätsentwicklung bei Stromerzeu- 
gungsanlagen ist nach dem gegenwärtigen Erkennt- 
nisstand der Bundesregierung 1975 sowie 1976 
bis 1980 zu rechnen? 


22. Abgeordneter Wie werden sich Aufkommen und Verteilung der 
Dr. Zeitei Mittel aus der Verstromungsabgabe für die Jahre 

(CDU/CSU) 1975 und 1976 gestalten? 


23. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Steige- 
rung des gewerblichen wie des privaten Stromver- 
brauchs in einer sich abflachenden Kurve verläuft, 
daß sich u. a. dadurch für die vornehmlich für die 
Mittellast ausgelegten Kohlekraftwerke ein sich 
stetig vermindernder Bedarf an Kohle ergibt, daß 
sich dieser Prozeß durch die Inbetriebnahme neuer 
Kraftwerke, insbesondere auf Erdgasbasis, be- 
schleunigt und damit die Existenz bergbaube- 
treibender Unternehmen, insbesondere aber das 
insoweit bestehende Arbeitsplatzangebot stark ge- 
fährdet ist? 


24. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Verhinderung 
dieser für die Struktur-, Arbeitsplatz- und Energie- 
versorgungsprojektierung verhängnisvollen Ent- 
wicklung geeignete Maßnahmen einzuleiten, insbe- 
sondere durch die Erschwerung der Neuzulassung 
von Kraftwerken auf Erdöl- oder Erdgasbasis, soweit 
dies nicht für die Übernahme der Spitzenlasten 
erforderlich ist, vor allem aber durch neue Anreize 
zur Hebung des gewerblichen wie privaten Strom- 
verbrauchs, z. B. durch die Gewährung von Prämien 
oder zinsgünstigen Darlehen für die Beschaffung 
und Versorgung neuer Stromverbraucher in privaten 
Haushalten, in der gewerblichen Wirtschaft sowie 
in Unternehmen, denen die Lieferung und Verteilung 
elektrischer Energie obliegt? 


25. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die wirtschaft- 
Dr. Stavenhagen liehen Auswirkungen eines garantierten Mindest- 
(CDU/CSU) Preises für Oel, und teilt die Bundesregierung die 

Befürchtungen, daß dieses Instrument zu erheb- 
lichen Wettbewerbsverzerrungen führen wird, wenn 
der Marktpreis in die Nähe des Mindestpreises 
absinkt? 
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26. Abgeordneter Hat die Bundesregierung aus den Oelpreisbewe- 
Dr. Stavenhagen gungen der Vergangenheit die Vermutung, der 
(CDU/CSU) Marktpreis könnte in die Nähe des Mindestpreises 

absinken? 


27, Abgeordneter Welche schriftlichen Unterlagen haben dem Bundes- 
Hansen amt für gewerbliche Wirtschaft und dem Bundes- 

(SPD) minister für Wirtschaft, dem Auswärtigen Amt, 

dem Bundesverkehrsminister und dem Bundes- 
verteidigungsminister im Genehmigungsverfahren 
gemäß dem Kriegswaffenkontrollgesetz über Waf- 
fenlieferungen der Merex AG im Jahr 1965 und 
1966, insbesondere aus den angeblichen Empfänger- 
Staaten, Vorgelegen, und wie will die Bundesregierung 
in Zukunft verhindern, daß sie durch echte oder 
gefälschte Urkunden über die wahren Endempfänger 
getäuscht wird? 


Welche Sachverhalte waren Gegenstand eines Buß- 
geldverfahrens des Bundeswirtschaftsministeriums 
gegen die Merex AG aus dem Jahr 1967, 1968 oder 
1969, und wie hat die Bundesregierung nach diesem 
Verfahren die vom Kriegswaffenkont rollgeset/ ge- 
forderte ,, Zuverlässigkeit“ der für die Merex AG 
tätigen Personen beurteilt? 


29. Abgeordneter Sind Presseberichte zutreffend, daß eine zum 

Brandt Bundeswirtschaftsministerium gehörige Baracke, in 

(Grolsheim) der auch Unterlagen über ein Bußgeldverfahren 

(SPD) gegen die Merex AG verwahrt wurden, abgebrannt 

ist, und was war die Ursache des Schadensfeuers? 


30. Abgeordneter Gibt es bezüglich der von der Merex AG 1965 und 
Gansei 1966 getätigten Waffengeschäfte einen Kabinetts- 

(SPD) beschluß, und welche Stelle innerhalb der Bundes- 

regierung hat im Verhältnis zur Merex A(i koordi- 
nierende und letztlich entscheidende Befugnis 
gehabt? 


Hat Bundeskanzler Schmidt behauptet, daß ,,in 
den vergangenen 17 Jahren kaum jemals ein erst- 
klassiger Politiker“ unter den Mitgliedern der 
Europäischen Kommission war, und wie kann er 
dies bejahendenfalls begründen? 


32. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter Hält der Bundeskanzler den Präsidenten, die Vize- 
Kiechle Präsidenten und Mitglieder der Kommission der 

(CDU/CSU) Europäischen Gemeinschaften für ,, Hanseln“ und 

sind damit auch das ehemalige deutsche Mitglied 
der Kommission Dahrendorf und die jetzigen Mit- 
glieder Haferkamp und Brunner gemeint? 


Trifft es zu, daß von deutscher Seite Mitglieder 
in die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften entsandt wurden nach dem Motto; ,, Jetzt 
müssen wir den Koalitionspartner befriedigen 
- oder: Der Mann hat noch keine Pension, schicken 
wir ihn für vier Jahre nach Brüssel“, und wer ist 
bejahendenfalls damit gemeint? 


31. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 
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34. Abgeordneter Hat Bundeskanzler Schmidt über den langjährigen 
Dr. Ritz und verdienstvollen Präsidenten der Europäischen 

(CDU/CSU) Kommission Halistein die folgende Äußerung 

getan: . . und das nennt sich dann Kommission, 

die sich selbst als Europäische Regierung auswirft. 
Das kann man nur glauben, wenn man an Institu- 
tionen per se glaubt, oder man muß Hallstein 
heißen“, und was hat ihn bejahendcntalls dazu 
bewogen? 


35. Abgeordneter Ist die oben genannte Äußerung gegebenenfalls 
Dr, Ritz darauf zurückzuführen, daß Bundeskanzler Schmidt 

(CDU/CSU) die europäischen Agrarmarktordnungen en gros und 

en detail für das europäische Einigungswerk für 
bedeutungslos hielt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


36. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die internationale Ver- 
Dr. Holtz pfhchtung über die Sicherheit der Welternährung 

(SPD) des FAO-Rats vom November (974 unterzeichnet? 


37, Abgeordneter 

Dr. Holtz 

(SPD) 


Weiche Haltung nimmt die Bundesregierung zu den 
Plänen des Welternährungsrats der Vereinten Natio- 
nen bezüglich der Sicherung der Welternährung und 
insbesondere bezüglich des globalen Informations- 
und Frühwarnsystems der FAO ein? 


38. Abgeordneter 

Scheffler 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
im Zusammenwirken mit den Reitsportorgani- 
sationen und der Veterinärmedizin die mißbräuch- 
liche Anwendung von ,, medizinischen Hilfen“ im 
Reitsport zu überprüfen, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, gegebenenfalls durch gesetzliche Maß- 
nahmen, Informationen und bessere Kontrollmög- 
lichkeiten, die medikamentöse und operative 
Behandlung von Reitpferden mit dem Ziel einer 
Leistungssteigerung oder der Verkürzung des erfor- 
derlichen Heilungsprozesses nach Verletzungen zu 
verhindern? 


39. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang innerhalb der EG Lebensmittel vernichtet 
oder denaturiert werden, wie hoch der Marktwert 
der jährlich vernichteten oder denaturierten Lebens- 
mittel geschätzt wird, und wieviel die Vernichtung 
selbst kostet? 




40. Abgeordneter Welche Verbilligungsmaßnahmen im Ernährungs- 
Geldner sektor wurden oder werden ^ nach Ansicht der 

(FDP) Bundesregierung - 1975 aus nationalen oder EG- 

Mitteln durchgeführt? 
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41. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob - und wenn 
ja — welche Konsequenzen von der Forslpolitik 
aus den Waldbränden des vergangenen Sommers 
gezogen worden sind oder noch gezogen werden 
sollen? 


42. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, ein Ein- 
fuhr- und Durchfuhrverbot für Singvögel, insbe- 
sondere aus Italien, Zypern, Frankreich oder Bel- 
gien zu erlassen, und wann ist gegebenenfalls mit 
dem Inkrafttreten solcher Verbote zu rechnen? 


43. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Welche Kostenbelastung entsteht für die deutsche 
Futtermittelindustrie durch den Verordnungsent- 
wurf, der Detailregelungen für Einzelfuttermittel, 
Mischfutter, Schadstoffe und Zusatzstoffe ent- 
hält, und in welcher Weise verändert sich dadurch 
die Wettbewerbssituation der deutschen Futter- 
mittelindustrie und der deutschen Landwirtschaft? 


44. Abgeordneter Wie entwickeln sich die Kosten der Bundesrepublik 
Eigen Deutschland für die FAO-Ernährungs- und Land- 

(CDU/CSU) Wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen in 

Rom nach den letzten Beschlüssen, wie gedenkt die 
Bundesregierung den deutschen Anteil zu finan- 
zieren und warum befindet sich der Titel als ein Bei- 
trag für die Vereinten Nationen im Einzelplan 10 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


45. Abgeordneter Inwieweit wird durch die Untersuchung ,,Das 

Dr. Schneider Wohnen in der Bundesrepublik Deutschland“ der 
(CDU/CSU) seit dem 1. Juli d. J. ausstehende Mieten- und 

Wohngeldbericht vorweggenommen, und bis wann 
ist die Bundesregierung in der Lage, diesen Bericht 
vorzulegen? 


46. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat es die Bundesregierung 
unterlassen, die vorliegenden Veränderungen des 
Mietindexes vollständig bis zum Jahr 1974 in die 
vom Bundesarbeitsminister herausgegebene Bro- 
schüre ,, Statistiken für die Arbeits- und Sozial- 
politik 1 975“ einzuarbeiten? 


47. Abgeordneter 

Dr. Jens 
(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung, die Regelungen des 
Maschinenschutzgesetzes, durch die Unfallgefahren 
durch Spielzeug verhindert werden sollen, auf den 
Handel auszudehnen, um den Ordnungsämtern 
ein wirkungsvolles Vorgehen gegen gefährliches 
Spielzeug zu ermöglichen? 
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48. Abgeordneter 

Franke 

(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Pensky 
(SPD) 


51. Abgeordneter 
Pensky 
(SPD) 


52. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


53. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


54, Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Aus- 
bildung befindliche Beamte, darunter Referendare 
mit einem Unterhaltszuschuß bis fast 1500 DM 
monatlich, Leistungen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung im Wege der Familienhilfe erhalten, 
und zwar teils über den Ehegatten, teils über die 
Eltern, und wie beurteilt die Bundesregierung diese 
Leistungspraxis angesichts der Ausgabenflut der 
gesetzlichen Krankenversicherung? 


Wie groß ist die Zahl der betroffenen auszubilden- 
den Beamten, und welche Kosten entstehen der 
GKV? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es immer 
wieder Fälle gibt, bei denen bei der Auszahlung 
von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe zu 
Lasten des Arbeitslosen gehende Verzögerungen 
eintreten, weil zwischen Arbeitsämtern und Trä- 
gern der Sozialhilfe Uneinigkeit über die Zustän- 
digkeit für Abschlags- und Zwischenzahlungen 
besteht? 


Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß 
notwendig werdende Überbrückungszahlungen an 
Arbeitslose - gegebenenfalls durch eine Verpflich- 
tung zum Vorhalten von Vorschußkassen bei allen 
Arbeitsämtern - besser als bisher gewährleistet 
werden können? 


Was hat die Bundesanstalt für Arbeit bewogen, 
mit Erlaß vom 27. August 1975 (Az. Hb 2 — 
5531) ganze Handwerksberufe wie u. a. Maurer, 
Zimmerer, Maler, Bäcker und Konditoren von der 
weiteren Förderung der beruflichen Fortbildung 
gemäß § 36 AFG auszuschließen? 


Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen, daß 
der Erlaß der Bundesanstalt für Arbeit vom 
27. August 1975 (Az. Hb 2 — 5531) die Weiter- 
qualifizierung zahlreicher Gesellen im Handwerk 
zum Meister erheblich behindern und, da die 
Meisterprüfung Voraussetzung für die Ausbildung 
von Lehrlingen ist, auch zu negativen Auswir- 
kungen auf die Ausbildungskapazität des Hand- 
werks führen wird? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag des 
Verbandes der Angestellten-Krankenkassen e. V. 
(VdAK) und des Verbandes der Arbeiter-Ersatz- 
kassen e. V (AEV), die Versicherungspflichtgrenze 
in der Krankenversicherung auf die Höhe der je- 
weiligen Beitragsbemessungsgrenze in der Ren- 
tenversicherung anzuheben, und wie hoch wäre 
dann die Belastung für den betroffenen Personen- 
kreis? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


55. Abgeordneter 

Zywietz 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dah der Fntlas- 
sungstag und Aufnahmetag von Patienten im Kran- 
kenhaus jeweils als ein voller Tag in Rechnung 
gestellt wird, so daß damit ein Krankenhausplatz 
doppelt berechnet wird, und welche Möglichkeiten 
zur Beseitigung dieser unrechtmäßigen Doppel- 
belastung sieht die Bundesregierung? 


56. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung den gesundheit- 

Frau liehen Wert einer Rötelschutzimpfung? 

Meermann 

(SPD) 


57. Abgeordnete 

Frau 

Meermann 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Übergangslösungen ins 
Auge gefaßt für den Fall, daß Massemmpfungen 
aller Mädchen zwischen M und 15 Jahren aus 
finanziellen Gründen zur Zeit nicht möglich sind'.^ 


58. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesregierung der vom 
Senat von Berlin dem Abgeordnetenhaus unter 
dem 14. April 1975 vorgelegte Abschlußbericht 
des Planungsteams ,, Neustrukturierung der Sozialen 
Dienste'' vorliegt und als Cirundlage für entspre- 
chende Überlegungen zur Lc iung dieses Problems 
auf Bundesebene dienen soll? 


59. Abgeordneter Wenn ja, welches Bundesministerium ist damit 
Müller befaßt, und wie weit sind die Überlegungen bzw. 

(Berlin) die Vorarbeiten in dieser Angelegenheit gediehen? 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, Untersuchungen 
Dr. Jens in Auftrag zu geben, um die von ihr angenommene 

(SPD) schädliche Beeinflussung von Kriegsspielzeug auf 

das Verhalten der Kinder nachzuweisen? 


61. Abgeordneter Wieviel Erhebungen hat die Bundesregierung- seit 
Kroll-Schlüter 1970 im Bereich Jugend und Familie veranlaßt, 

(CDU/CSU) Erhebungen, die ohne die Mitarbeiter vor Ort 

nicht aufgestellt werden konnten? 


62. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Rledel- 

Martiny 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung einen Fernsehbericht 
bestätigen, daß Automatenbehälter für Kaugummi. 
Nüsse oder Schmuck gesundheitsgefährdendc Spu- 
ren von Farbstoffen und Metalltcilen aufwelsen“'^ 


63. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Presseberichte bekannt, 
wonach es auf Grund der Einnahme der Anti- 
babypille zu schweren gesundheitlichen Schädi- 
gungen — zum Teil mit Todesfolge gekommen 
ist? 
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64. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Teilt sie insbesondere die Auffassung, daß es ,,zur 
Zeit kein Präparat auf dem Arzneimitteimarkt 
gibt, das soviele gesundheitsschädigende Neben- 
wirkungen hat wie die Antibabypille‘‘, und was 
gedenkt sie gegebenenfalls im Interesse des Ge- 
sundheitsschutzes der Frauen zu unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


65. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
wie die Wirtschaftlichkeit von Nebenstrecken der 
Deutschen Bundesbahn, z. B. im ostbayerischen 
Zonenrandgebiet und des Verbundverkehrs in 
Ballungsräumen insbesonders des Münchener Ver- 
kehrsverbunds, ermittelt wird, und welche Ergebnis- 
se darüber vorliegen? 


66. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
weitere Streckenstillegungen durch die Deutsche 
Bundesbahn im westmittelfränkischen Raum, wie 
sie nach Berichten der Fränkischen Landeszeitung 
vom 28. November 1975 zu befürchten sind, für die 
strukturschwache Region unvertretbar sind? 


67. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im Fall weiterer Strecken- 
stillegungen wenigstens zum Ausgleich zusätzliche 
Mittel für den vorzeitigen Baubeginn der Auto- 
bahn Würzburg-Ulm zur Verfügung stellen, um 
der Aussage von Bundesverkehrsminister Gscheidle 
zu entsprechen, demzufolge der Rückzug der 
Deutschen Bundesbahn aus ländlichen Gebieten 
durch Verstärkung des Fernstraßenbaus ausge- 
glichen werden soll? 


68. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit hat die Bundesregierung die Absicht auf 
Grund gewisser — jetzt schon erkennbarer — nega- 
tiver Folgen des Spikes-Verbotes Sondergenehmi- 
gungen notfalls gegen Sondergebühr — für Be- 
dienstete von Straßenmeistereien (Winterstreu- 
dienst) und für Berufspendler in den Höhengebieten 
zur Verwendung von Spikes-Reifen zu erteilen? 


69. Abgeordneter Welche Kosten sind dem Bund für die nunmehr 
Dr. Schweitzer fertiggestellte Bundesautobahn von Krefeld nach 
(SPD) Ludwigshafen seit 1969 entstanden? 


70. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich aufgrund des Verbotes von 

Josten Spikesreifen die Unfälle auf den Straßen des Bun- 

(CDU/CSU) desgebietes wieder extrem vermehrt haben? 


71. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der bis- 

Josten herigen negativen Erfahrungen, Spikesreifen wieder 

(CDU/CSU) zuzulassen, da inzwischen feststeht, daß Spurrillen 

auf Autobahnen schon vorhanden waren, bevor es 
die Spikesreifen gab? 
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72. Abgeordneter Was soll mit den Bundesbahnstrecken geschehen, 
Tillmann die auf Listen sogenannter Arbeitsgruppen Netz- 

(CDU/CSU) konzeption verschiedener Bundesbahndirektionen 

aufgeführt sind und als Strecken des grauen Bereichs 
bezeichnet werden? 


73. 


Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Wo ist für die Bundesregierung noch eine Verhand- 
lungs- und Vereinbarungsmöglichkeit zwischen 
einzelnen Firmen und der Deutschen Bundesbahn 
zur 83. Änderungsverordnung zur Eisenbahnver- 
kehrsordnung erkennbar, wenn es z. B. in einem 
Schreiben der Deutschen Bundesbahn, Bahnhof 
Solingen-Ohligs, wörtlich heißt; ,,. . . Aus diesem 
Grund hat sich die Deutsche Bundesbahn ent- 
schlossen, die Selbstabholung bzw. die Abholung 
der Stückgüter durch Vollmachtspediteure ab 
1, Januar 1976 nicht mehr zuzulassen.“? 


74. Abgeordneter Sind ähnliche oder gar gleiche Schreiben von allen 
Braun Stückgutbahnhöfen in der Bundesrepublik Deutsch- 

(CDU/CSU) land an die Firmen versandt worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers fiir 
Bildung und Wissenschaft 


75. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, eine 
Anbuhl Bildungspflicht für Fünfjährige regional differenziert 

(SPD) zunächst an sozialen Brennpunkten einzuführen? 


76. Abgeordneter 

Lattmann 

(SPD) 


Trifft es zu, daß LFngerechtigkeiten bei der An- 
wendung des „BaföG“ dadurch entstehen, daß Ein- 
künfte, die nicht der Versteuerung unterliegen, 
zum Beispiel Diäten, generell bei der Bemessung 
ausgenommen werden — wie von Sprechern von 
Studentenorganisationen beim Hearing zum Haus- 
haltsstrukturgesetz am 22. Oktober 1975 vor dem 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft behauptet 
wurde — , und was gedenkt die Bundesregierung 
dagegen zu tun? 


77. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und in der 
Lage darauf hinzuwirken, daß Studienbewerber 
bevorzugt zum Studium der Medizin zugelassen 
werden, die sich vorab verpflichten, für die Dauer 
einer noch festzulegenden Frist von mehreren 
Jahren ihre berufliche Tätigkeit als Arzt im länd- 
lichen Raum bzw. in den Ballungsrandzonen (auch 
in dort befindlichen Krankenhäusern) auszuüben? 


78. Abgeordneter Welche kulturpolitischen Konsequenzen befürchtet 

Dr. Schweitzer die Bundesregierung bei einer weiteren Verzögerung 
(SPD) des Inkrafttretens eines Hochschulrahmengesetzes? 
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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

Mit welchem Ergebnis hat der Verfassungsschutz 
gemäß dem Knegswaffenkontrollgesetz im Rahmen 
des § 6 Abs. 2 Ziffer 2 dieses Gesetzes für die 
Merex AG und die Werkzeugaußenhandcisgesell- 
schafl mbH tätige l’ersonen überprüft, und welclie 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus den 
Erfahrungen mit diesen Vorschriften des Kriegs- 
waffenkontrollgesetzes? 


Trifft es zu, daß der BND oder andere Stellen der 
Bundesregierung oder Personen im Auftrag der 
Bundesregierung an Waffengeschäften der Werk- 
zeugaußenhandelsgesellschaft mbH beteiligt gewe- 
sen sind, die bis 1972 von einem ehemaligen Adju- 
danten Hitlers geführt wurde, und wenn ja, welche 
Konsequenzen hat die Bundesregierung nach Kennt- 
nis der Beteiligung veranlaßt? 


81. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Kontakt zwischen dem BND 
Reuschenbach und dem Waffenhändler Gerhard Georg Mertins 

(SPD) auch noch in den Jahren 1968 und 1969 bestanden 

hat? 


82! Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 
Jäger für Mitglieder des Bundestages, insbesondere seines 

(Wangen) innerdeutschen Ausschusses, nützlich ist, sich durch 

(CDU/CSU) persönliche Anschauung über die Tätigkeit der 

Ständigen Vertretung und ihres Leiters zu infor- 
mieren? 


Steht die Absage des Gespräches von Mitgliedern 
des innerdeutschen Ausschusses mit dem Leiter 
der Ständigen Vertretung durch die Bundesregie- 
rung im Zusammenhang mit Versuchen, die Zu- 
ständigkeiten des innerdeutschen Ministeriums und 
des zuständigen Bundestagsausschusses einzuschrän- 
ken? 


84. Abgeordneter Ist es richtig, daß der Bundeskanzler Staatssekretär 
Lagershausen Gaus ausgerechnet für die Stunden nach Bonn 

(CDU/CSU) zitierte, wo Mitglieder des innerdeutschen Aus- 

schusses mit Wissen der Bundesregierung lang- 
fristig zu einem Besuch bei dem Leiter der Stän- 
digen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
in Ost-Berlin angesagt waren, und welche Gründe 
veranlaßten ihn hierzu gegebeneni'alls? 


85. Abgeordneter Was veranlaßte die Bundesregierung, die Absage des 
Lagershausen Besuches von Mitgliedern des Bundestages bei der 

(CDU/CSU) Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutsch- 

land in Ost-Berlin erst tags zuvor dem Ausschuß- 
vorsitzenden mitteilen zu lassen, nachdem sich die 
Mitglieder des Ausschusses bereits in Berlin be- 
fanden? 


83. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


79. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


86. Abgeordneter 

Grobecker 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche 
Schiffe in den Häfen Saudi-Arabiens, des Irak und 
des Iran teilweise bis zu 150 Tagen auf Reede 
liegen müssen und die Seeleute keinen oder nur 
ungenügenden Landgang erhalten, und ist sie be- 
reit, auf diplomatischem Wege bei den genannten 
Regierungen zu intervenieren, um eine Erleichte- 
rung der Situation für die Seeleute in den betref- 
fenden Häfen zu erreichen? 


87. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, denenzufolge das 
Möllemann Goethe-Institut im Einvernehmen mit dem Aus- 

(FDP) wärtigen Amt beabsichtigt, 15 der 112 Zweig- 

stellen im Ausland zu schließen? 


88. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


Sind im Rahmen der jüngsten Vereinbarungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Volksrepublik Polen auch Gespräche über die 
Möglichkeiten der Gräberpflege, insbesondere der 
Kriegsgräberfürsorge, geführt worden, oder besteht 
die Absicht, solche Gespräche zu führen, damit ver- 
bindliche Vereinbarungen getroffen werden können? 


89. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach eine atomare 
Sondergruppe von Regierungssachverständigen unter 
Beteiligung der Sowjetunion, der U.S.A., Groß- 
britanniens, Frankreichs, der Bundesrepublik 
Deutschland und Japans vereinbarten, daß ange- 
sichts der Risikovermehrung der Kernwaffenver- 
breitung keines der beteiligten Länder in einem 
Drittstaat Anlagen zur Aufbereitung von Kern- 
brennstoffen errichtet und daß die Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreich dadurch zur Revision 
ihrer atomaren Abkommen mit Brasilien bzw. 
Südkorea und Pakistan verpflichtet werden? 


90. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung den Besuch des 
Bundeswirtschaftsministers in der Tschechoslowakei 
nicht davon abhängig gemacht, daß kein deutscher 
Journalist seitens Prags daran gehindert wird, über 
den Besuch an Ort und Stelle zu berichten, und was 
hat die Bundesregierung bisher gegen die wiederhol- 
ten Verstöße Prags gegen die Abmachungen auf der 
KSZE unternommen, bzw. was wird sie dagegen 
unternehmen? 


91. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Welche rechtliche Bedeutung ergibt sich aus der 
Aussage des Bundesaußenministers in seiner Rede 
vor dem Deutschen Bundestag am 26. November 
1975, daß das Ausreiseprotokoll vom 9. Oktober 
1975 aus verfassungsrechtlichen Gründen der 
polnischen Seite nicht die Form eines völkerrecht- 
lichen Vertrags erhalten hat, im Hinblick auf Ar- 
tikel 46 und 47 der Wiener Vertragsrechtskon- 
vention? 


92. Abgeordneter Welche völkerrechtliche Bedeutung kommt der 
Graf Unterscheidung zwischen ,, völkerrechtlichem Ver- 

Stauffenberg trag“ und ,, zweiseitigem Protokoll“ zu? 

(CDU/CSU) 
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93. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung 
sicherzustellen, daß eine Vollmitgliedschaft Grie- 
chenlands in der Europäischen Gemeinschaft nur 
mit einer spätestens gleichzeitigen Rückkehr in 
das atlantische Militärbündnis erfolgt? 


94. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemeldungen, 
Ey wonach ausreisewillige Deutsche aus Polen zum 

(CDU/CSU) Eigentumsverzicht gezwungen werden, ehe dem 

Ersuchen auf Ausreise stattgegeben wird? 


95. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU/CSU) 


Treffen die Meldungen der Frankfurter Rundschau 
(Nachrichtenspiegel/Inland II vom 3. Dezember 
1975) und des SDR vom 3. Dezember 1975 zu, 
wonach in Polen ausreisewillige Deutsche u. a. zur 
Erreichung einer Ausreisegenehmigung in die 
Bundesrepublik Deutschland zu entschädigungs- 
losem Verzicht auf Eigentum an Grund und Boden 
veranlaßt (laut SDR erpreßt) werden und sich sogar 
vorab von ihren in der Bundesrepublik Deutschland 
lebenden Verwandten notariell beglaubigte Ver- 
zichtserklärungen beschaffen müssen, und was 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls dagegen 
zu unternehmen? 


96. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Nachricht bestätigen, 
daß polnischerseits Aussiedlungswilligen nahege- 
legt worden ist, durch ihre Angehörigen in der 
Bundesrepublik Deutschland notariell beglaubigt 
zu erhalten, daß ein Verzicht auf das Eigentum 
daheim jenseits von Oder und Neiße ausgesprochen 
wird, wodurch das Aussiedlungsbegehren schneller 
und leichter erfüllt werden könnte, und was ge- 
denkt die Bundesregierung dagegen zu unternehmen? 


97. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung in der gleichen Weise, wie 
es soeben der Bundesaußenminister in Israel getan 
hat: ,,Wir sind überzeugt, daß dem internationalen 
Grundsatz Rechnung getragen werden muß, der jede 
Gebietserwerbung durch Gewalt als unzulässig 
bezeichnet^' (Süddeutsche Zeitung, 29. /30. No- 
vember 1975), auch in Moskau und Warschau den 
Standpunkt vertreten, daß Annektionen unzulässig 
sind? 


98. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Kann der Bundesaußenminister bestätigen, der 
polnische Mitunterzeichner des Ausreiseprotokolls 
habe zu dessen völkerrechtlichen Bindungswirkung 
in den Verhandlungen die Übereinstimmung dafür 
zum Audruck gebracht oder zu erkennen gegeben, 
daß dieses im Polnischen ,, Protokollnotiz“ genannte 
Dokument eine ,, Zusage mit völkerrechtlicher 
Bindung Polens für Deutsche“ sei und wie eine 
zweiseitige Vereinbarung ,, völkerrechtliche Wirk- 
samkeit und Bestandskraft“ haben soll, was der 
Bundesaußenminister am 26. November 1975 im 
Bundestag deutscherseits behauptete? 
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99. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Kann der Bundesaußenminister versichern, daß die 
polnische Regierung ausdrücklich die in seiner 
Rede vom 26. November 1975 enthaltene Auf- 
fassung auch während der Verhandlungen geteilt 
hat, wonach die deutschen Ausreisebewerber 
,, Anspruch, auf der Grundlage der Information 
(von 1970) auszureisen“ haben, der ihnen weiter- 
hin aufrecht erhalten wird (Protokoll S. 13936 A), 
ferner alle Deutschen über die aufgeführten Zahlen 
hinaus diesbezügliche ,, Rechtspositionen“, die nicht 
beeinträchtigt werden dürfen, besitzen (Protokoll 
S. 13936 B) und das Ausreiseprotokoll ,, dieselbe 
völkerrechtliche Bindungswirkung wie das Renten- 
abkommen“ habe (S. 13937 A)? 


100. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Im Schuljahr 1975/76 beabsichtigen laut Presse- 
meldung der Braunschweiger Zeitung vom 28. No- 
vember 1975 in der Volksrepublik Polen ca. 
620 000 junge Menschen, die deutsche Sprache zu 
erlernen, und in welchen Ortschaften innerhalb der 
deutschen Ostgebiete wird die Möglichkeit gegeben, 
an Schulen die deutsche Sprache zu erlernen? 


101. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt und hat sie kon- 
krete Anhaltspunkte dafür, daß in Polen Druck auf 
ausreisewillige Deutsche ausgeübt wird, nicht nur 
auf eine Entschädigung für ihr Eigentum an Grund 
und Boden zu verzichten, sondern sich auch von 
ihren in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Verwandten notariell beglaubigte Verzichtserklä- 
rungen zu beschaffen? 


102 . 


Abgeordneter 

Reuschenbach 


(SPD) 


Trifft es zu, daß eine von Prof. Dr. Carstens im Jahr 
1965 geleitete Regierungsdelegation nach Saudi- 
Arabien dort Waffengeschäfte vereinbart hat, und 
haben Mitglieder der damaligen Bundesregierung 
jene Region damals als Spannungsgebiet bezeichnet? 


103. Abgeordneter 

Dr. Dübber 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die GEM/C 
Forderungen in erheblichem Umfang für den Ge- 
meinschaftsempfang von Rundfunksendungen in 
kommunalen und gemeinnützigen Altenwohnhei- 
men geltend macht, und teilt die Bundesregierung 
meine Auffassung, daß das Eindringen der GEMA 
in die soziale Betreuungsarbeit Auswirkungen 
haben muß für die Pflicht der GEMA, ihre E^orde- 
rungen taritrechtlich abzusichern und zu präzi- 
sieren, um eine unterschiedliche Behandlung der 
Heim träger auszuschließen? 


104. Abgeordneter 

Dr. Dübber 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung eine unterschiedliche 
Rabattfestsetzung für die Träger der öffentlichen 
Sozialhilfe und der freien Wohlfahrtspflege, wie 
sie in den angebotenen 10 Prozent für die ersteren 
und den gewährten 1 5 Prozent für die letzteren 
zum Ausdruck kommt, für sachlich vertretbar 
und die genannten Rabattsätze ihrer Höhe nach 
überhaupt mit § 13 Abs. 3 des Wahrnehmungs- 
gesetzes für vereinbar, wonach sowohl bei der 
Tarifgestaltung als auch bei der Tarifeinziehung 
u. a. auf soziale Belange angemessene Rücksicht 
genommen werden soll? 
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B. Schriftliche Anfragen gemäß IV. der Richtlinien sowie 
Fragen gemäß I. der Richtlinien, um deren schriftliche 
Beantwortung bis zur Drucklegung gebeten wurde 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1 . Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Neuen Presse 
Dr. Zimmermann vom 28. November 1975 zu, die bulgarischen 
(CDU/CSU) Sendungen der Deutschen Welle seien während 

des Besuchs des bulgarischen KP-Chefs in der 
Bundesrepublik Deutschland erheblich gestört 
worden, und wie beurteilt die Bundesregierung - 
bejahendenfalls - das im Widerspruch zu den auf 
der KSZE getroffenen Abmachungen stehende 
bulgarische Verhalten? 


2. Abgeordneter Trifft es zu, daß die nach Bulgarien ausgestrahlten 
Böhm Sendungen der Deutschen Welle über den Staats- 

(Melsungen) besuch des Staatsratsvorsitzenden Todor Schiwkoff 

(CDU/CSU) in der Bundesrepublik Deutschland in Bulgarien 

durch Störsender erheblich gestört worden sind? 


3. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Dr. Köhler Örtlichen Bemühungen in Thailand zur Erleichte- 

(Wolfsburg) rung der Einreise von Consultants, Experten, In- 

(CDU/CSU) vestoren und Mitarbeitern der politischen Stiftungen 

wirksam zu unterstützen, und wird sie nachdrück- 
licher als bisher tätig werden, damit die thailän- 
dische Regierung diesem Personenkreis ausreichende 
Aufenthaltsgenehmigungen erteilt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter Welche Überlegungen werden innerhalb der Bundes- 
Seiters regierung hinsichtlich einer Strukturänderung des 

(CDU/CSU) Bundesverbands für den Selbstschutz (BVS), insbe- 

sondere bezüglich der Zusammenlegung der BVS- 
Dienststellen auf Orts- und Kreisebene, angestellt? 


5. Abgeordneter Ist beabsichtigt, die Dienststelle des Bundesverbands 
Seiters für den Selbstschutz in Meppen aufzulösen? 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen der einheitliche 

Wohlrabe Europapaß für alle Bürger der neun EG-Staaten bis 

(CDU/CSU) spätestens 1. Januar 1980 eingeführt wird? 


7. Abgeordneter Wird das Bundesland Berlin in diese Regelung 
Wohlrabe einbezogen, und erhalten Einwohner von Berlin 

(CDU/CSU) • (West) die Möglichkeit, diesen Paß zu beantragen? 
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8. Abgeordneter Würde die Bundesregierung den Vorschlag einer 
Dr. Althammer Unternehmensberatungsgesellschaft befürworten, 

(CDU/CSU) zur Rationalisierung in den obersten Bundesbe- 

hörden eine Kommission aus Vertretern der Ministe- 
rien, des Bundesrechnungshofs, des Bundeskanzler- 
amts und externer Institutionen einzusetzen, und 
teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
einem solchen Gremium Abgeordnete nicht ange- 
hören sollten? 


Können die Kommunen des Bodenseeraumes an- 
gesichts der folgenden Feststellung des Bundes- 
innenministers Maihofer auf einer Tagung in Lindau 
,,Es bedarf noch Jahre dauernder Anstrengungen, 
um die Wassergüte (des Bodensees) aus der noch 
immer kritischen Phase zu bringen. 20 % aller 
Wassereinleitungen erfolgen von den zumeist schon 
mit Kläranlagen ausgestatteten Seegemeinden. Doch 
die restlichen 80 % fließen vom seefernen Hinter- 
land zumeist ungeklärt in den Bodensee“ damit 
rechnen, daß die Bundesregierung das Sonderpro- 
gramm zur Reinhaltung des Bodensees über 1976 
hinaus verlängert wird? 


Hat die Bundesregierung die Absicht, von der bis- 
herigen Regelung abzuweichen, jedem ausländischen 
Arbeitnehmer eine unbefristete Aufenthaltsgeneh- 
migung zu erteilen und zu belassen, wenn er sich 
bereits 5 Jahre und länger in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgehalten hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


11. Abgeordneter Wie hoch ist die Anzahl der Bundesgesetze und der 

Leicht Rechtsverordnungen des Bundes, die gegenwärtig 

(CDU/CSU) in Kraft sind? 

12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Kommission 

Leicht zur Überprüfung des Erfordernisses und der Zweck- 

(CDU/CSU) mäßigkeit der großen Zahl von Gesetzen einzu- 

setzen mit dem Ziel, die Bindung und Einengung 
der Bürger durch den Staat zu lockern und die 
hohen Kosten, die durch die Ausführung der Ge- 
setze entstehen, zu vermindern? 


Wird die Bundesregierung unter dem Eindruck der 
Vorwürfe der Veröffentlichung in der ,Bildzeitung‘ 
vom 14. November 1975 - Verwendung von Steuer- 
geldern — nicht doch die Einführung eines Slraf- 
tatbestandes der ,, Amtsuntreue“ veranlassen, wie er 
auch seit längerem vom Bund der Steuerzahler ge- 
fordert wird? 
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14. Abgeordneter 
Männing 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung an ihrer ursprünglichen 
Absicht fest, den Entwurf eines Gesetzes über den 
Reiseveranstaltervertrag so rechtzeitig im Kabinett 
zu verabschieden, damit die gesetzgebenden Körper- 
schaften dieses einen umfangreichen Verbraucher- 
schutz im Bereich der Pauschalreisen herbeiführende 
Gesetz noch in dieser Legislaturperiode beraten und 
beschließen können? 


15. Abgeordneter 
Männing 
(SPD) 


Welches Ergebnis hatten die im Sinn einer Betroffe- 
nenbeteiligung von der Regierung vorgenommenen 
bisherigen Anhörungen der Vertreter des Deutschen 
Reisebüro-Verbands, und sind in diesem Zusammen- 
hang auch die Repräsentanten der Verbraucher- 
schutzorganisation und die Stiftung Warentest 
gehört worden? 


16. Abgeordneter 
Männing 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß zur 
Behebung der bisher einseitigen Risikobelastung 
des Verbrauchers auch die Regulierung eingetretener 
immaterieller Schäden etwa durch eine gesetzliche 
Buß- oder Schmerzensgeldregelung (z. B. Zahlung 
einer umgekehrten Stornogebühr durch den Reise- 
veranstalter an den Reisenden) gehört? 


17. Abgeordneter 

Dr. Graf 

Lambsdorff 

(FDP) 


Glaubt die Bundesregierung, daß die Auslegung des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb durch 
die jüngsten Urteile des Bundesgerichtshofs und die 
noch anhängigen Verfahren zum Problem der Vor- 
spannangebote den Interessen der Verbraucher 
hinreichend Rechnung trägt, oder hält sie eine 
Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb in diesem Zusammenhang für not- 
wendig? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


18. Abgeordneter In welchen Ausnahmefällen kann ein Lohnsteuer- 
Pfeffermann jahresausgleich für das laufende Jahr vor Ablauf 

(CDU/CSU) des Jahrs beantragt werden, und unter welchen 

Voraussetzungen ist dies auch für zum Grundwehr- 
dienst einberufene Soldaten möglich? 


19. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Änderung 

Dr. Jenninger der aus der Vorkriegszeit stammenden Gewerbe- 

(CDU/CSU) Steuer-Durchführungsverordnung vorzunehmen und 

die Steuerfreiheit von Kursanatorien abzubauen, 
damit der inzwischen eingetretenen völligen Ver- 
änderung der Verhältnisse auf diesem Gebiet Rech- 
nung getragen wird? 


20. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der amerikanische Ölkonzern 
Exxon im Jahr 1974 infolge der Ölpreiserhöhungen, 
die der Konzern auf die Anhebung der Ölpreise 
durch die OPEC-Staaten aufpfropfte, den Umsatz 
um 61 % auf 45,8 Milliarden Dollar und den Jahres- 
gewinn um 29 % auf 3,14 Milliarden Dollar erhöhen, 
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sowie eine Rekordinvestition von 3,6 Milliarden 
Dollar fast vollständig intern finanzieren konnte, 
während die Tochtergesellschaft der Exxon in der 
Bundesrepublik Deutschland über rote Zahlen und 
Verluste klagt und damit die Erhöhung der End- 
verbraucherpreise für Mineralöl begründen will, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
um mit nationalen, bilateralen oder internationalen 
Maßnahmen die Gewinnverlagerungspolitik multi- 
nationaler Ölkonzerne zu unterbinden? 


21. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zum Vorschlag des 
Geldner Bankenverbands, der Staat möge sich aus der Spar- 

(FDP) förderung zurückziehen, und welche Beträge stehen 

dabei zur Diskussion? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter 
Schmitz 
(Baesweiler) 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um im Aachener Revier die im Stein- 
kohlenbergbau drohende Kurzarbeit zu verhindern 
und damit einen weiteren Anstieg der dort schon 
überdurchschnittlich hohen Arbeitslosenzahl zu 
vermeiden? 


23. Abgeordneter 

Schmitz 

(Baesweiler) 

(CDU/CSU) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem Minister- 
ratsbeschluß vom 18. März 1975 (Verordnung 
EWG Nr. 724/75), daß dieser Fonds nur zugunsten 
derjenigen Gebiete und Gebietsteile intervenieren 
kann, die in Anwendung der Beihilferegelung mit 
regionaler Zweckbestimmung der Mitgliedstaaten 
von diesen als Fördergebiete ausgewiesen werden, 
und ist die Bundesregierung bereit, die für den 
Aachener Raum notwendigen strukturpolitischen 
Maßnahmen entsprechend der EG-Verordnung in 
ein regionales Entwicklungsprogramm einzufügen, 
damit der Aachener Raum aus diesem Fonds ge- 
fördert werden kann, und wie verträgt sich das 
mit der Herausnahme des Aachener Raums aus der 
Gemeinschaftsaufgabe für die Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter Welche Unterschiede zwischen Pferden auf der 

Dr. Sperling einen Seite und Bienen und Schweinen auf der 

(SPD) anderen Seite rechtfertigen es, daß eine gesonderte 

Berufsausbildung zum ,, Pferdewirt“ von der Bundes- 
regierung eingeführt wird, während die Ausbildung 
zu so unterschiedlichen Tierarten wie Bienen und 
Schweinen in einer einheitlichen Berufsausbildung 
,, Tierwirt“ zusammengefaßt werden soll? 
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25. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Gehört nach den Plänen der Bundesregierung für 
eine Ausbildungsverordnung zum Beruf des Tier- 
wirts die Zubereitung von Met zu diesem Beruf, 
der auch die Imker umfassen soll, oder soll die 
Ausbildung zur oben genannten Tätigkeit im Rah- 
men von anderen Ausbildungsverordnungen ge- 
regelt werden? 


26. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung ebenfalls die Auffassung, 
daß man aus der Tatsache des erhöhten französischen 
Agraretats die Schlußfolgerung ziehen kann, 
,, Frankreichs Bauern geht es besser“, wie es in den 
Agrarpolitischen Informationen Nr. 12 der CSU dar- 
gestellt wird? 


27. Abgeordneter Hat Bundesminister Ertl eine auf den Großbetrieb 
Peters ausgerichtete falsche Strukturpolitik der EG ini- 

(Poppenbüll) tiiert, wie ihm vorgeworfen wird? 

(FDP) 


28. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 

(FDP) 


Ist die Behauptung richtig: ,,Um Stimmung für 
Haushaltskürzungen zu Lasten der Landwirtschaft 
zu machen, meldete das Bundeslandwirtschafts- 
ministerium seit Monaten, daß das Einkommen der 
Landwirte im abgelaufenen Wirtschaftsjahr um 6 bis 
8 % gestiegen sei. Erst im September aber gab das 
Ertl-Ministerium zu, daß der Index der landwirt- 
schaftlichen Erzeugerpreise im Wirtschaftsjahr 
1974/75 nur um 0,2 Prozent, der Index der Be- 
triebsmittelpreise jedoch um 6,3 Prozent gestiegen 
sei“? 


29. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Ergebnisse haben die Gespräche des Bundes- 
kanzlers in der Volksrepublik China betreffend ,, Er- 
leichterung des Imports von Schweinefleisch in die 
Bundesrepublik Deutschland“ ergeben, und kann 
damit gerechnet werden, daß künftig solche Im- 
porte regelmäßig und in größeren Mengen als bis- 
her erfolgen können? 


30. Abgeordneter Welche Initiativen wird die Bundesregierung ein- 
leiten, um die Forderung von COPA und COGECA 
(CDU/CSU) zu unterstützen, den Import von Tafeiäpfeln aus 

Übersee einzuschränken, damit in der EG nicht 
noch größere Mengen Äpfel zu hohen Kosten 
interveniert werden müssen? 


31. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sogenannte 
Kiechle Kaffeeweißer aus Nichtmilchbestandteilen auf dem 

(C.'DU/CSU) Markt Verbreitung finden, und trifft es zu, daß auch 

Molkereien solche Produkte vertreiben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


32. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit, derzu- 
folge gewährte Kurzarbeitszuschüsse an Betriebe 
zurückgefordert werden sollten, in denen nach 
Ablauf des Zeitraums für die Inanspruchnahme 
von Kurzarbeitszuschüssen für die Belegschaft 
Überstunden eingeführt wurden? 


33. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Heimarbeiter überdurchschnitt- 
lich stark von Rezession und Arbeitslosigkeit 
betroffen sind und daß diese Situation auch im 
starken Absinken der Zahl der Heimarbeiter zum 
Ausdruck kommt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


34. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Feststellung des 
Staatsrechtlers Professor Dr. Hans Peter Ipscn, 
derzufolge Panzerübungen auf Heideflächen des 
Naturschutzparks Lüneburger Heide im Rahmen 
des sogenannten Soltau-Lüneburg-Abkommens ver- 
fassungswidrig sind, und wenn ja, welche Schluß- 
folgerungen gedenkt die Bundesregierung daraus 
zu ziehen, wenn nein, mit welchen Argumenten 
widerlegt die Bundesregierung die Feststellung 
des Staatsrechtlers? 


35. Abgeordneter 
Dr. Gölter 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Vergabe der 
Betreuungsaufträge der Bundeswehr VP'W-Fokker 
in Zukunft einen größeren Anteil zuzuweisen, um 
so die Auslastung des Konzerns auf deutscher Seite 
zu verbessern? 


36. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf VFW-Fokker 
einzu wirken mit dem Ziel, daß der auf VFW- 
Fokker entfallende MRCA-Anteil überwiegend im 
Zweigwerk Speyer abgewickelt wird, um dadurch 
nicht nur die Hxistenz des Zweigwerks Speyer zu 
sichern, sondern auch eine kostensparende Ko- 
operation zwischen VFW-Fokker und Messer- 
schmidt-Bölkow-Blohm zu ermöglichen? 


37. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Haushalt des Bundesverteidi- 
Pieroth gungsministers ein eigener Ansatz für die Errichtung 

(CDU/CSU) von Bundeswehrlehrwerkstätten ausgewiesen ist? 


38. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung gegebenenfalls Über- 
legungen angestellt, ob der Bau solcher Ausbil- 
dungsstätten auch aus Mitteln des Schwerpunkt- 
programms des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft finanziert werden könnte? 
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39. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


ist geplant, das Sanitätsdepot der Bundeswehr in 
Oppenau/Ortenaukreis aufzuiösen, wenn ja, was 
sind die Gründe dafür, und ist sichergestellt, daß 
es zu keinen Entlassungen der dort Beschäftigten 
kommt? 


40. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich Presse- 
berichten zu einem Vorfall nachzugehen, bei dem 
am Dienstag, dem 2. Dezember 1975 gegen 
16.15 Uhr in Nördlingen (Tieffluggebiet 7) die 
Verglasung einer Fabrikhalle - verursacht durch 
militärische Überschallflugzeuge — großenteils zer- 
splittert bzw. zersprungen sein soll, wobei Be- 
schäftigte zum Teil erheblich gefährdet waren? 


41, Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


Nachdem derartige Schadensfälle in der letzten 
Zeit in Nördlingen und auch Aalen (Schadens- 
fall anhängig beim Amt für Verteidigungslasten 
in Schwübisch-Gmünd) - unter Bezugnahme auf 
Überschallflüge - mehrfach aufgetreten sind, 
frage ich die Bundesregierung, welche Schritte sie 
zur weitgehenden Vermeidung solcher Vorfälle 
bzw. zur raschen Schadensregulierung unterneh- 
men wird? 


42. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Kann' die Bundesregierung als Hauptauftraggeber 
auf Unternehmensenlscheidungen bei dem Luft- 
und Raumfahrtkonzern VFW-Fokker, Einfluß neh- 
men in sofern, daß im Werk Speyer keine Arbeit- 
nehmer (ca. 1000) entlassen werden und das Werk 
eventuell in absehbarer Zeit geschlossen wird? 


43. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung bei der Auftragsvergabe 
nur noch solche Unternehmen berücksichtigen, 
deren Unternehmenspolitik vorrangig auf die 
Sicherung von Arbeitsplätzen gerichtet ist? 


44. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung 
in ihrem Bereich ziehen, falls die Pressemeldungen 
sich als wahr erweisen sollten, nach denen Ernest 
F. Hauser ausgesagt haben soll, anläßlich der Star- 
fighterbeschaffung seitens der Bundeswehr seien 
erhebliche Bestechungsgelder an die CSU geflossen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


45. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß 30 000 bis 35 000 Kinder alljährlich Ver- 
giftungsschäden erleiden, von denen etwa die 
Hälfte durch Haushalts- und Gewerbechemikalien 
sowie Medikamente verursacht werden, und sieht 
die Bundesregierung eine Möglichkeit, die Ini- 
tiative der Aktion Das sichere Haus, München, 
zu unterstützen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


46. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Hofmann 

(SPD) 


48. Abgeordneter 

Hofmann 

(SPD) 


Wird im Zuge der gegenwärtig im Ausbau befind* 
liehen Beschleunigungs- und Verzögerungsspuren 
an der Bundesautobahn Karlsruhe- Basel bei der 
Raststätte Baden-Baden die bisher gesperrte un- 
mittelbare Zu- und Abfahrt von der hier kreuzen- 
den Landstraße 78 a freigegeben, um die Stadt 
Baden-Baden von dem über diese Landstraße mit 
jährlich rund zwei Millionen Tonnen Material 
rollenden Kieslastverkehr zu entlasten? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre Zusage, daß 
keine Verschlechterung der Verkehrssituation durch 
die Verlegung des Personenverkehrs von der Schiene 
(Strecke Fürth am Berg—Coburg) auf die Straße 
entsteht, gegenüber der Deutschen Bundesbahn 
durchzusetzen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit die 
derzeitigen Mißstände bei der Personenbeförderung 
auf der o. a. Strecke sofort behoben werden? 


49. Abgeordneter 

Jaschke 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tätigkeit der 
Medizinmetereologischen Forschungsstelle des Deut- 
schen Wetterdienstes in Hamburg, die im Mai 1973 
eine großangelegte Erfassung der Amputierten 
begonnen hat, um die Abhängigkeit von Stumpf- 
und Phantumschmerzen vom Wetter zu erforschen, 
und ist der Bundesregierung bekannt, aus welchen 
Gründen allem Anschein nach dieser Forschungsauf- 
trag eingestellt oder erheblich gekürzt worden ist? 


50. Abgeordneter 

Jaschke 

(SPD) 


Treffen die Vorwürfe der VdK-Verbandszeitschrift 
,,Die FackeT' zu, wonach diese Dienststelle über 
zwei Jahre lang Anfragen der Redaktion nach dem 
Stand und dem Fortgang dieses Forschungsvor- 
habens nicht beantwortete, obwohl diese Zeit- 
schrift auf Wunsch der ,,Medizinmetereologie“ in 
Hamburg ausführlich und mehrfach die Amputierten 
zur Mitarbeit an diesem Projekt aufgerufen hat? 


51. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Gesichtspunkte haben das Bundesverkehrs- 
ministerium bewogen, den Ausbau der B 4 zwischen 
Maschen und Lüneburg nicht in die Dringlichkeits- 
stufe 1 a, sondern lediglich in die Baustufe 1 b ein- 
zuordnen? 


52. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Stimmten bei der Einstufung der Bundesautobahn 
A 1 von Euskirchen-Wißkirchen bis zur Landes- 
grenze Nordrhein-Westfalen/Rheinland-Pfalz in die 
Ausbaustufe I b die Landesregierung von Nord- 
rhein-Westfalen mit der Bundesregierung überein? 


53, Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts der erheblichen 
Strukturschwäche des Eifelraums sowohl in Nord- 
rhein-Westfalen wie auch in Rheinland-Pfalz bereit 
sicherzustellen, daß die Bundesautobahn A 1 von 
Euskirchen-Wißkirchen bis zur Landesgrenze Nord- 
rhein-Westfalen/Rheinland-Pfalz zügig ausgebaut 
wird, oder bedeutet die Einstufung nach Ausbau- 
stufe I b eine Verzögerung des notwendigen Aus- 
baus? 
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54. Abgeordneter 
Dr. Waigel 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei der Entscheidung über 
die vorzeitige Inbetriebnahme des Autobahnteil- 
stücks Bundesautobahn A 7 AS Illertissen — AS 
Altenstadt die nachteiligen Auswirkungen auf die 
Bevölkerung der Stadt Illertissen und die Gefähr- 
dung der Verkehrsteilnehmer, der Schulkinder 
und älteren Fußgänger genügend berücksichtigt? 


55. Abgeordneter 

Dr. Waigel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts des Über- 
wiegens der nachteiligen Folgen für eine große 
Zahl der Bevölkerung gegenüber den Vorteilen der 
Autobahnbenutzer die vorzeitige Inbetriebnahme 
zurückzustellen? 


56. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Straßenbauverwaltung des Landes Baden- 
Württemberg die Angebotsunterlagen für das 
Kochertalviadukt im Zuge des Autobahnneubaus 
Heilbronn-Nürnberg erst am 23. Oktober 1975 
nach Bonn übersandt hat, obwohl die Angebots- 
eröffnung schon am 12. März 1975 staatgefunden 
hat, und sieht die Bundesregierung die Gefahr, 
daß durch diese lange Prüfungszeit der Zeitplan für 
die Fertigstellung des Bauwerks und damit für die 
Inbetriebnahme der Neubaustrecke auf der ganzen 
Länge bis 1979 in Gefahr gerät? 


57. Abgeordnete 

Frau 

Meermann 

(SPD) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung für 
die baldige Inangriffnahme der Teilumgehung 
Oberndorf a. N. im Zuge der B 14, im Sinne des 
§ 3 des Gesetzes über den Ausbau der Bundesfern- 
straßen in den Jahren 1971 bis 1985, wonach die 
Beseitigung von Gefahrenpunkten auch außerhalb 
der Dringlichkeitsordnung des überarbeiteten Be- 
darfsplans möglich sein müßte, sobald die finan- 
ziellen und rechtlichen Voraussetzungen vorliegen? 


58. Abgeordneter 

Dr. Holtz 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß es 
wegen verschiedener wichtiger Probleme im Bereich 
der Schiffahrtspolitik — wie Verhaltenscodex 
der Vereinten Nationen für Linienkonferenzen, 
billige Flagge, Meeresverschmutzung und stark 
divergierende soziale Gesetzgebung für Seeleute 
in den einzelnen europäischen Ländern — nützlich 
wäre, eine konzertierte europäische Schiffahrts- 
politik zu fördern? 


59. Abgeordneter 

Dr. Holtz 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland beim Europarat anzu- 
weisen, den Vorschlag der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarats (Empfehlung Nr. 770 
(1975) zu unterstützen und eine Europäische 
Konferenz der verantwortlichen Minister für Schiff- 
fahrtsangelegenheilen einzuberufen, um eine solche 
konzertierte europäische Politik zu fördern? 


60. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


In welche Dringlichkeitsstufe ist der Bau der B 56 
von Bonn-Euskirchen-Zülpich nach Düren ein- 
geordnet worden, und wann kann mit dem Beginn 
und der Fertigstellung dieser Autobahn gerechnet 
werden? 
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61. Abgeordneter Welche Maßnahmen unternimmt die Bundesregie- 

Milz rung, um die sehr starke Verkehrsbelastung der 

(CDU/CSU) derzeitigen Bundesstraße B 56 Bonn -Euskirchen 

Zülpich Düren hcrabzu setzen? 

62. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung eine Umbenen- 

Möllemann nung des Autobahnkreuzes ,, Lotte/Osnabrück“ im 

(FDP) Verlaufe der Bundesautobahn A 30, oder bleibt sie 

bei der vom damaligen Verkehrsminister, Herrn 
Leber, vertretenen Auffassung, daß der Name 
,, Autobahnkreuz Lotte/Osnabrück“ beibehalten 
werden sollte? 


Wann ist mit der Elektrifizierung der Bundesbahn- 
strecke Ansbach- Crailsheim im Zuge der Eisen- 
bahnlinie Nürnberg -Stuttgart zu rechnen, und ist 
sichergestellt, daß im Jahr 1976 die im westmittel- 
fränkischen Raum bestehenden Zugverbindungen 
nicht durch Sparmaßnahmen der Deutschen Bun- 
desbahn in Form von Stillegungen oder Zugaus- 
fällen beeinträchtigt werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, auch im Interesse 
einer beschleunigten Anhebung der Konjunktur 
Wechselkennzeichen einzuführen, mit denen ähn- 
lich wie in der Schweiz mehrere Fahrzeuge mit der 
gleichen Zulas.sung betrieben werden können, wenn 
sie nur alternativ benutzt werden, und wenn nein, 
welche Gründe stehen der Abhilfe eines solchen 
Bedürfnisses entgegen? 


65. Abgeordneter Wann ist mit der Fertigstellung der gesamten An- 

Dr. Schweitzer läge ,,Miesenheimer Kreuz“ auf der Bundesstraßc 

(SPD) Andernach Mayen zu rechnen? 


66. Abgeordneter Welche Vorhaben des Bundesstraßenbaues können 

Dr. Schweitzer im Raume Adenau (Eifel) im Jahr 1976 realisiert 
(SPD) werden? 


67. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die Pla- 

Dr. Schmitt- nungen für die Umgehungsstraße JIofheim/Kriftel 

Vockenhausen im Zuge der B 519 in den kommenden Jahren 

(SPD) immer mehr erschwert werden, wenn die Ent- 

scheidung darüber weiterhin in der Schwebe bleibt, 
weil die Bebauung in Hofheim und Kriftel immer 
weniger Möglichkeiten für eine sinnvolle Straßen- 
planung läßt? 


Zu welchem Zeitpunkt gedenkt die Bundesregierung 
den Autobahnabzweiger Haffkrug/Scharbeutz über 
Süseler Baum Richtung Eutin auszubauen und damit 
die Autobahnbrücke an der B 76 in Höhe der Ort- 
schaft Middelburg ihrer Bestimmung zuzuführen'^ 

69. Abgeo:dneter Bis wann ist damit zu rechnen, daß Braunschweig 
Sauer an das Intercity-Netz der Deutschen Bundesbahn 

(Salzgitter) angeschlossen wird? 

(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

((DU/^’SU) 


63. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 
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70. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Weiche konkreten Pläne mit Angabe eines Zeit- 
planes hat die Bundesregierung, um zwischen den 
Städten Wolfsburg — Braunschweig - Salzgitter 
auf dem Verkehrssektor schnellere Verbindungen 
zu schaffen? 


71. Abgeordneter 
F reiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, wie eine Presseagentur meldete, daß 
die Deutsche Bundesbahn im neuen Kursbuch 
alle Städte, die in den ehemals deutschen Ostge- 
bieten liegen, mit polnischen Namen aufführt? 


72. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 

Zeyer 

(CDU/( SU) 


Falls die Frage bejaht wird: Wird die Bundes- 
regierung dafür sorgen, daß beim Kursbuch der 
Bundesbahn der Auftrag des Bundesverfassungs- 
gerichts-Urteils realisiert wird, wonach jene Städte 
zum nach wie vor fortbestehenden Deutschen 
Reich (innerhalb der Grenzen von 1937) gehören? 

Auf welche Weise ist sichergestellt, daß das Unfall- 
geschehen in diesem Winter statistisch erfaßt wird 
und eine Auswertung unter dem Gesichtspunkt 
der Auswirkungen des Verbots von Spikesreifen 
ermöglicht wird? 

Welche Rolle und Bedeutung kommt der Nahe- 
strecke (Türkismühle--Bad Kreuznach) in dem 
neuen Verkehrskonzepl der Bundesbahn zu? 


75. Abgeordneter Ist mit einer Flcktrifizierung der Nahestrecke bis 
Zeyer 1980 zu rechnen? 

(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter Weshalb leitet die Bundesbahn keine D-Züge über 
Zeyer die Nahestrecke? 

(( DU/CSU) 


77. Abgeordneter Sieht die Deutsche Bundesbahn eine Möglichkeit, 
Zeyer Saarbrücken über die Naheslrecke an das Inler- 

(CDU/CSU) city-Netz anzuschließen und TFH-Züge über die 

Nahestrecke zu leiten? 


78. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Wohnung 
eines Mitarbeiters der Ständigen Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland in Ost-Berlin während 
seiner Abwesenheit durchsucht worden ist, und 
welche Frkcnntnisse hat die Bundesregierung be- 
jahendenfalls über die näheren Umstände dieser 
Durchsuchung, insbesondere über die möglichen 
Täter, ihre Gründe und die mit der Durchsuchung 
verletzten Rechtsbestimmungen? 


79. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Ireffen Pressemeldungen zu, wonach das Bundes- 
kanzleramt und die Ständige Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland in Ost-Berlin sich alle Aus- 
künfte über den Vorfall mit einem Mitarbeiter der 
Ständigen Vertretung am 26. November 1975 am 
Berliner Sektorenübergang Invalidenstraße/Sand- 
krugbrücke Vorbehalten haben, und welche Gründe 
führen bejahendenfalls zu dieser an der Ursache des 
Vorfalles gemessen außergewöhnlichen Geheim- 
haltung? 
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80, Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU)1 


Wieviel Mittel wurden in den letzten tünl Jahren 
in den Ausbau von schienengebundenen Nahver- 
kehrsnetzen in den (iroüstädten und Ballungs- 
zentren investiert und wieviel demgegenüber im 
ländlichen Raum? 


81. Abgeordneter Wie hoch sind die Defizite bei den schienenge- 
Härzschel bundenen Nahverkehrsunternehmen in den CirolS- 

(CDU/CSU) Städten und Ballungszentren und in den ländlichen 

Regionen? 


82. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Wie ist die Bilanz der Saist)n 1975 der Bodensee- 
Schiffsbetriebe der Deutschen Bundesbahn auch 
im Vergleich zum Jahr 1974 zu beurteilen, und 
wird man 1976 am Angebot der Verkehrsleistun- 
gen 1975 festhalten? 


83. Abgeordneter Was kann nach Meinung der Bundesregierung 

Biechele getan werden, um das Leistungsangebot der Boden- 

(CDU/CSU) see-Schiffsbetriebe der Deutschen Bundesbahn noch 

zu steigern? 


84. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei 
Einführung des vorgesehenen Telefonzeittakts dafür 
Sorge getragen werden muß, daß Anrufer bei der 
Telefonseelsorge vom Zeittaktsystem ausgenommen 
werden, da sonst die segensreiche Einrichtung der 
Telefonseelsorge weitgehend ihrer Möglichkeiten 
beraubt würde? 


85. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, ähnlich der Regelung 
in der Schweiz, die kosten- und zeitlose Möglichkeit 
des Anrufs bei der Telefonseelsorge zu prüfen und 
dabei auf die bisher beim Notrufsystem in der 
Bundesrepublik Deutschland praktizierte Impuls- 
regelung zurückzugreifen? 


86. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit zu überprüfen, warum 
die Deutsche Bundespost den Campingplatzinhabern 
den Eintrag der Fernsprechnummern im amtlichen 
Fernsprechbuch unter dem Nanrten des Camping- 
platzes verweigert, während Gaststätten und Hotels 
wie selbstverständlich unter ihrem Namen im amt- 
lichen Fernsprechbuch verzeichnet werden, obwohl 
für Hotels und Campingplätze in gleichem Maß das 
Bedürfnis besteht, von außerhalb und nicht zuletzt 
aus dem Ausland mit Hilfe des amtlichen Fern- 
sprechbuchs erreichbar zu sein? 


87. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Frequenzen, insbesondere im Mittelwellen- 
bereich, haben mit welcher Begründung auf der 
Internationalen Wellenkonferenz die Sender im 
Bundesgebiet einschließlich des Landes Berlin 
aufgeben müssen, und welche Frequenzen mit 
welcher Begründung die Sender im sowjetischen 
Sektor Berlin sowie in der DDR? 
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88. Augeoruneler 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dalS bei dem im Bereich der Oberpost- 
direktion Braunsclivveig liegenden Bost amt Helm- 
stedt 7 der Dienstbetrieb erheblich eingeschränkt 
werden soll? 


89. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


Ist sich die Bundesregierung bewubt, dais sich die 
in diesem Raum beabsichtigten Rationalisierungs- 
matSnahmen der Deutschen Bundespost ausschließ- 
lich zum Nachteil der Reisenden im Berlin- und 
DDR-Verkehr auswirken würden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


90. Abgeordneter 

Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierun ihre in der Fressemit- 
teilung vom 28. November 1975 gemachte Aus- 
sage, die Lage im sozialen Wohnungsbau sei günstig 
und zufriedenstellend, aufrechterhalten angesichts 
der Tatsache, daß der Quadratmeierpreis in neuen 
Sozialwohnungen den Quadratmeterpreis in ver- 
gleichbaren frei finanzierten Wohnungen übersteigt? 


91. Abgeordneter Wie hoch sind die regional gestaffelten Differenzen 
Dr. Abelein zwischen Erstellungsküsten pro Quadratmeter und 

(CDU/CSU) Mietpreis pro Quadratmeter? 


92. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wieviel Prozent der Bevölkerung haben auf Grund 
der bestehenden Einkommensgrenzen Anspruch 
auf eine Sozialwohnung, wieviel Prozent der Be- 
völkerung bewohnen eine Sozialwohnung, wieviel 
Prozent der Sozialwohnungen sind von Mietern 
belegt, die heute durch Änderung ihrer Einkom- 
mensverhältnisse keinen Anspruch mehr auf eine 
Sozialwohnung haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen die sozialen 
Mißstände zu tun, die daraus resultieren, daß 
Wohnungen von Mietern bewohnt werden, deren 
Einkommen inzwischen weit über den festgesetzten 
Einkommensgrenzen liegen und bei denen sich die 
Familienzahl verringert hat? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Durchfüh- 
rungschancen und die Wirksamkeit ihres Sonderpro- 
grammes Stadtsanierung, wenn - wie beabsichtigt - 
das Land Niedersachsen seinen Eigenanteil von 
30 Millionen DM für das kommende Haushalts- 
jahr sperrt, und welche Schritte wird sie einleiten, 
um dennoch das Sanierungsvolumen von 90 Millio- 
nen DM sicherzustellen, damit die Sanierungsmaß- 
nahmen in vollem Umfang durchgeführt werden 
können? 


Liegt der Bundesregierung Material darüber vor, 
in welchem Umfang in den zehn größten Städten 
der Bundesrepublik Deutschland Bauland ausge- 
wiesen jedoch nicht baulich genutzt ist? 

Sind der Bundesregierung Zahlen über bisher noch 
nicht genutzte Baurechte in den zehn größten 
Städten der Bundesrepublik Deutschland bekannt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


97. Abgeordneter Welche Sendungen lagen dem Preisgericht zur Ver- 
Grimming leihung des Jakob-Kaiser-Preises 1975 vor, und 

(SPD) welche Gründe waren dafür maßgeblich, keine der 

eingereichten Sendungen als preiswürdig anzuer- 
kennen? 


98. Abgeordneter Was veranlaßt die Bundesregierung, den Jakob- 
Grimming Kaiser-Preis auch für 1976 auszuschreiben, und 

(SPD) welche konkreten Erkenntnisse hat sie, für 1976 

mit preiswürdigen Sendungen zu rechnen? 


99. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Bauerngehöfte und andere feste Bauten 
wurden seit 1970 in der sogenannten Sperrzone 
der DDR entlang der Zonengrenze von den dortigen 
Behörden beseitigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


100. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang wird durch die neuen Bewirt- 
schaftungsgrundsätze des Bundesministers für For- 
schung und Technologie vom 1. Juli 1975 die 
Zusammenarbeit zwischen Industriefirmen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen der Hochschulen 
erleichtert oder verhindert, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um gegebenen- 
falls durch Abänderung der Bewirtschaftungs- 
grundsätze die Zusammenarbeit zwischen Hoch- 
schulforschung und Wirtschaft zu erleichtern? 


101. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang wird die Zusammenarbeit 
zwischen kleinen und mittleren Unternehmen 
sowie zwischen kleinen Unternehmen und For- 
schungseinrichtungen des Staates und der Wirt- 
schaft durch die Bewirtschaftungsgrundsätze des 
Bundesministers für Forschung und Technologie 
verhindert oder erleichtert, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um eventuelle 
Mißstände abzustellen? 


102. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 3. November 1975 Seite 25 — zu, 
daß rund 30 % aller Forschungsprojekte des Bundes 
wegen unzureichender Übersicht, weil Doppel- 
arbeit, überflüssig seien, und wenn ja, welche Kon- 
sequenzen gedenkt die Bundesregierung aus dieser 
Feststellung zu ziehen? 
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103. Abgeordneter Welche Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit und 

Pfeffermann wissenschaftliche Fachpublikationen sind in den 

(CDU/CSU) letzten Jahren vom Bundesminister für Forschung 

und Technologie getätigt worden, wie viele Personen 
waren im Presse- und Öffentlichkeitsreferat des 
Bundesministeriums für Forschung und Techno- 
logie tätig, und welche Ausgaben sind nach dem 
Entwurf 1975 und 1976 vorgesehen? 


104. Abgeordneter Welche Forderungsbeträge für Forschung und Ent- 
Pfeffermann Wicklung haben diejenigen Unternehmen in den 

(CDU/CSU) letzten fünf Jahren erhalten, bei denen der Bundes- 

minister für Forschung und Technologie seit dem 
1. Juli 1974 Ansprachen in Betriebsversammlungen 
gehalten hat (s. Stenographischer Bericht über die 
202. Sitzung, S. 14 009)? 


105. Abgeordneter Welche Beträge sind im Jahr 1975 aus dem Ein- 

Dr. Stavenhagen zelplan 30, direkt an Hochschulen und hochschul- 
(CDU/CSU) eigene Institute geflossen? 

106. Abgeordneter Welche Beträge werden nach dem vorliegenden 

Dr. Stavenhagen Entwurf des Haushalts 1976 aus dem Einzelplan 
(CDU/CSU) 30 direkt an Hochschulen und hochschuleigene 

Einrichtungen fließen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschläge 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft in der 
Denkschrift Toxikologie, und welche Folgerungen 
zieht sie hieraus für ihre Förderungsmaßnahmen 
zugunsten der Deutschen Forschungsgemeinschaft? 


Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf die 
kulturpolitisch bedeutsamen Aufgaben des Buch- 
handels für die Förderung der Deutschen Buch- 
händlerschule Frankfurt/Main von der Ausnahme- 
bestimmung des § 6 der Förderungsrichtlinien 
vom 23. Januar 1975 Gebrauch zu machen? 


109. Abgeordneter Wie hoch ist die Gesamtzahl der Studienplätze im 
Pieroth Fach Zahnmedizin für das Wintersemester 1975/76? 

(CDU/CSU) 


1 10. Abgeordneter Hält die Bundesregierung damit die Kapazitäten 
Pieroth in diesem Studienfach für ausgeschöpft? 

(CDU/CSU) 


108. Abgeordneter 

Dr, Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


107. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 
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111- Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 
((DU/CSU) 


Sind alle Sludierwilligen durch die ZVS benach- 
richtigt worden, dab nach dem 2. Nachrückver- 
t'aliren z. B. an der Universität Bonn in den ver- 
schiedensten Fächern noch insgesamt 514 Stu- 
dienplätze verlost werden würden (und inzwischen 
verlost worden sind), wenn nein, warum nicht? 


112. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Ist beabsichtigt, dab ZVS-Verfahren so zu andern, 
dab ein Losverfahren nicht mehr notwendig ist 
und die Sludierwilligen nicht erst ca. 7 Wochen 
nach Vorlesungsbeginn mit dem Studium begin- 
nen können? 


Bonn, den 5. Dezember 1975 



